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Jugendlicher in Haft Die Kriminal-
polizei der Staatsanwaltschaft
Basel-Stadt hat den mutmass
lichen Urheber einer Drohung
gegen das Basler Kantonspar
lament identifizieren können.
Am Mittwoch wurde der Mann
in einer kantonsübergreifenden
Zusammenarbeit von der Kan-
tonspolizei Basel-Stadt, derKan-
tonspolizei Bern und der Polizei
Kanton Solothurn festgenom-
men, wie die Basler Staatsan-
waltschaft mitteilt.

Der 18-jährige Schweizer steht
in Verdacht, in den vergangenen
Tagen einen Amoklauf im Gros-
sen Rat angedroht zu haben.
«Den Fachleuten des Dezernats
Digitale Kriminalität der Staats-
anwaltschaft Basel-Stadt gelang
es, den im Kanton Solothurn
wohnhaftenMann alsmutmass-
lichen Urheber zu identifizie-
ren», so die Mitteilung. Die Kan-
tonspolizei Bern konnte ihn in
Langenthal anhalten und der
Staatsanwaltschaft Basel-Stadt
übergeben. (ith)

Amokdrohung
gegen Grossen Rat

Grosser Rat In Basel-Stadt soll der
Verkauf vonEinweg-E-Zigaretten
verbotenwerden. Der Grosse Rat
hat am Mittwoch einen entspre-
chendenVorstossvonEVP-Gross-
rats Christoph Hochuli überwie-
sen – allerdings nur in derweni-
ger verbindlichen Form eines
Anzugs. Die Regierung hatte den
Wunsch geäussert, den Auftrag
nur in derweniger verbindlichen
Form entgegennehmen zu müs-
sen. Ein kantonales Verbot wür-
de gegen höherrangiges Bundes-
recht verstossen, so dieArgumen-
tation der Exekutive.

Trotzdem haben die Parla-
mente im Kanton Wallis und im
Jura bereits ein Verkaufsverbot
für Einweg-E-Zigaretten be-
schlossen, während auch auf
Bundesebene übereinVerbot dis-
kutiert wird. Die Regierungwol-
le vorerst die Entwicklung auf
Bundesebene weiterverfolgen.

DiesemArgument konnte sich
derRat anschliessen.Erwurdemit
62 zu 28 Stimmen bei einer Ent-
haltung überwiesen. (SDA)

Verbot für Einweg-
E-Zigaretten

Null Verkehrstote in Basel-Stadt
und umfangreicheMassnahmen
für eine erhöhte Schulwegsicher-
heit: Diese Forderungen stehen
in Basel-Stadt derzeit im Raum.
Die Thematik hat sich schmerz-
lich ins Bewusstsein der Basle-
rinnen und Basler gedrängt,
nachdem ein 11-jähriger Junge
Ende Juni 2024 auf dem Nach-
hauseweg nach der Schule von
einem Lastwagen erfasst und
tödlich verletzt worden ist.

DerGrosseRat hat gestern eine
Motion von Basta-Grossrätin
Tonja Zürcher zweitüberwiesen,
die «rasche und konkrete Mass-
nahmen» fordert, um bis in zwei
Jahren alle Schulwege gemäss
dem kantonalen Schulwegplan
«tatsächlich sicher zu machen».
Regierungsrätin Esther Keller
(GLP) hatte vergebens um die
Überweisung in abgeschwächter
Formgebeten.Dies, da sich aktu-
ell bereits mehrereVorstössemit
ähnlicher Stossrichtung in der
Umsetzung befänden und lau-
fend Massnahmen umgesetzt
würden. In seiner Stellungnahme
zählt derRegierungsrat eine gan-
ze Reihe an unlängst umgesetz-
ten Verbesserungen auf.

Tiefgreifende Vorschläge
Die Schulwegsicherheit habe für
die Exekutive sehr hohe Priori-
tät, so Keller. Sie ist abernicht der
Meinung, dass alle Schulwege im
Plan, die nicht als «geeignet» ge-
kennzeichnet sind, per se Mass-
nahmen benötigen. «Alle Stras-
se sind auf gewisseWeise Schul-
wege, weil wir ein sehr dichtes
Netz an Kindergärten und Schul-
häusern haben. Potenziellwären
also fast alle Strassen betroffen»,
sagte Keller. Aufgrund der re-
gen Bautätigkeit im Stadtkanton
und neuer Schulstandorte sei
die dynamische Umsetzung von
Sicherheitsmassnahmen zielfüh-
render, als ein starres Paket.

DieVorschläge, die in derMo-
tion aufgezähltwerden, sind teils
weitgreifend: Auf allen Schul
wegen Tempo 30 oder Begeg-
nungszonen einführen oder den
Verkehrdank autofreien Strassen
oderEinbahnregimes reduzieren.

Zu reden gaben zuletzt auch im-
mer wieder Kreuzungen mit so-
genanntemKonfliktgrün, bei de-
nen Fussgänger und der abbie-
gende Verkehr zeitgleich Grün
haben. Solche Querungen in Ba-
sel sollen durch derenAufhebung
sicherer gemacht werden.

Aus Sicht der Verwaltung er-
höht Konfliktgrün aber sogar die
Verkehrssicherheit – anders als
oft angenommen. Denn ohne
würden dieWartezeiten an kom-
plexen Kreuzungen so lang, dass
es mehr Rotlichtübertretungen
durchUngeduldigegebenkönnte.
Dies birgt statistisch gesehen ein
höheres Unfallrisiko. Der Vor-
stoss zählt als mögliche Anpas-
sung daher auch längere Grün-
Phasen fürFussgängerinnen auf.
Auch bauliche Massnahmen,
etwa Mittelinseln oder die Ab-
grenzung von Velo- und Fuss-
gängerwegen durch Poller, wer-
den der Regierung zur Umset-
zung nahegelegt.

Bürgerliches Schweigen
Um all dies zu bewerkstelligen,
hatMotionärinTonja Zürcherdie
Umsetzungsfrist auf vier statt
zwei Jahre verlängert.

Überraschend: Obwohl die
ForderungweitreichendeVerän-
derungen und Eingriffe in das
heutige Verkehrsregime bedeu-
ten könnte, meldete sich kein
einziger Sprecher auf bürger
licher Seite zuWort.Dies, obwohl
SVP, LDP, FDP und der Gross-
teil der Mitte/EVP-Fraktionen
für die abgeschwächte Überwei-
sung als Anzug stimmten. Auch
der Basler Gewerbeverband hat-
te den Parlamentsmitgliedern im
Vorfeld eineAblehnung empfoh-
len. Durch die Einführung von
Fahrverboten und neuen Ver-
kehrsführungen werde die Er-
reichbarkeit von Kunden, Liefe-
ranten oder Betriebsstätten für
das Gewerbe erschwert, was für
dieUnternehmenVerzögerungen
und erhöhte Kosten bedeute.Am
Schluss wurde der verbindliche
Vorstoss mit 51 zu 39 Stimmen
deutlich überwiesen.

Anja Sciarra

Konfliktgrün soll auf
Schulwegenwegfallen
Verkehr Der Grosse Rat will die
Schulwegsicherheit weiter erhöhen.

Sebastian Schanzer

Die Strecke zwischen Spalentor
und LuzernerRing ist offensicht-
lich kein sicheres Pflaster für
Velofahrende: Mehr als drei Un-
fälle pro Jahrmit verletztenVelo-
fahrern ereigneten sich zwischen
2020 und 2023 durchschnittlich
auf diesem 1,5 Kilometer langen
Strassenabschnitt. In den Jahren
2021 und 2023 kames gar zu zwei
Todesfällen.

Damit ist die stark genutzte
Strecke zwarnoch kein absoluter
Hotspot in Basel für Unfälle mit
Velobeteiligung.Dennochbesteht
auch auf politischerEbene schon
seit Jahren der Wunsch, Mass-
nahmen für die Sicherheit der
nichtmotorisiertenVerkehrsteil-
nehmer zu ergreifen.

Der Grosse Rat hatte deshalb
Ende 2020 beschlossen, die Ver-
kehrssicherheit sowie den Ver-
kehrsfluss auf der Burgfelder-
und der Missionsstrasse im Zug
von ohnehin anstehenden Lei-
tungssanierungen zuverbessern.
Das entsprechende Projekt ist in
seiner Dimension für Basel ein-
malig. Knapp 36Millionen Fran-
ken hatte das Parlament dafür
gesprochen.Unter anderemwer-
den auf der Strecke rund 100
Parkplätze aufgehoben, Velos-
treifen installiert, Bäume ge-
pflanzt, Grünflächenvergrössert
und anTramhaltestellenwerden
Trottoirränder erhöht, damit
Fahrgäste stufenlos ein- und aus-
steigen können.Vorknapp einem
Jahr sind die Bauarbeiten gestar-
tet, im Jahr 2027 sollen sie abge-
schlossen werden.

Hoher Parkdruck
imQuartier
Neben den zahlreichenVerbesse-
rungen für den Veloverkehr ha-
ben Mitglieder des Interessen
verbands Pro Velo aber auch
Verschlechterungen durch das
Projekt erkannt und dies bei der
Basler Regierung mittels Ein-

sprache beanstandet – erfolg-
los. Unzufrieden zeigte sich der
Verband mit der Neugestaltung
der Burgfelderstrasse zwischen
denTramhaltestellen Strassbur-
gerallee und Felix-Platter-Spital
– also dem Strassenabschnitt
stadtauswärts entlang des Kan-
nenfeldparks. Hier forderte Pro
Velo eine durchgehende Velo-
spur. Diese endet nach aktuel-
ler Planung bei der Haltestelle
Strassburgerallee. Die Velos
müssen sich danach in den Au-
toverkehr einreihen.

Mit solch einer Spurginge laut
Basler Regierung nämlich we-
gen des beschränkt verfügbaren
Platzes der Abbau von weiteren
Parkflächen einher. Angesichts

des überdurchschnittlich hohen
Parkdrucks im Quartier sei dies
nicht verhältnismässig. Bereits
auf der Fahrbahn in der Gegen-
richtung wurden die Parkplätze
zugunsten eines durchgehen-
den Velowegs aufgehoben. Des-
halbmüssten sich dieVelofahrer
die Fahrbahn stadtauswärts mit
demmotorisiertenVerkehr teilen,
fand die Basler Regierung und
schmetterte die Einsprache ab.

Ebenfalls erfolglos rügten die
Velofahrer die Planung im Be-
reich der Tramhaltestelle Felix-
Platter-Spital, die künftig behin-
dertengerecht gestaltetwird, also
mit erhöhtemTrottoir. Die soge-
nannten Kaphaltestellen bergen
in KombinationmitTramgleisen
Stress und ein erhöhtes Unfall
risiko fürVelofahrende. Pro Velo
forderte hier den Bau einerVelo-
zeitinsel wie etwa beim Kunst-
museumoder eines sogenannten
Bypasses,wie er in derRosental-
strasse beimBadischen Bahnhof
realisiert wurde.

Auch hier zeigte sich die Bas-
ler Regierung wenig kompro-
missbereit beziehungsweise ver-
wies erneut auf denmangelnden
Platz. Von einer Reduktion der
Höchstgeschwindigkeit von 50
auf 30 auf der Strecke wollten
Baudepartement und Regierung
ebenfalls nichts wissen. Da be-
reits zuvorTempo 50 galt, könne
bei einer Beibehaltung nicht von
einerVerschlechterung durch das
Bauprojekt gesprochen werden,
argumentierte die Regierung in
ihrem Entscheid.

«Situationmuss
verbessert werden»
Erneut erhobProVelo Einsprache
– diesmal vor dem Basler
Appellationsgericht – und konnte
am Mittwoch einen Teilerfolg
verbuchen. Zumindest bei der
Kaphaltestelle Felix-Platter-Spi-
talwennnicht im ganzenBereich
um das Spital müsse zwingend
Tempo 30 eingeführt werden.

Denn von dem höheren Trottoir
bei der Haltestelle ginge eine
Gefahr fürVelofahrende aus. «In
so einer Situation ist es ange-
zeigt, dassVelofahrendewenigs-
tens nicht mit Autos rechnen
müssen, die mit Tempo 50 von
hinten kommen», sagte der vor-
sitzende Richter des Dreier
gerichts.

Gehör fanden dieVertreterdes
Veloverkehrs noch in einemwei-
teren Punkt: Zumindest im Be-
reich der Burgfelderstrasse, der
gemäss Teilrichtplan Velo der
sogenannten Basisroute zuzu-
rechnen sei,müsstenwohl Park-
flächen aufgehoben werden.
Gemeint ist der Teilabschnitt
stadtauswärts ab der Einmün-
dung der Ensisheimerstrasse.
Basisrouten richten sich nämlich
an Velofahrende mit erhöhtem
Sicherheitsbedürfnis zwischen 8
und 88 Jahren. «Wer aus der
Ensisheimerstrasse in die Burg-
felderstrasse einbiegt, muss
Tramgleise kreuzen, eine Kurve
fahren und stösst gegenüber
gleichwieder auf Parkplätze.Die-
se Situationmussverbessertwer-
den», urteilte das Gericht und
wies auch diesen Punkt an die
Regierung zurück.

EinenweitergehendenAbbau
von Parkplätzen an der Burgfel-
derstrasse wollte das Gericht in-
des nicht verfügen.Anders als die
Verkehrsplaner des Kantons ver-
füge man nicht über das nötige
Fachwissen. Prüfen könne das
Gericht nur die erfolgte Interes-
senabwägung durch die Behör-
den, stellte derRichter klar. Es sei
zwarunbestritten,dass das plötz-
liche Ende der Velospur auf der
Burgfelderstrasse für Fahrrad-
fahrer nicht optimal sei. Die Re-
gierung habe allerdings das
Recht, das Bedürfnis beispiels-
weise von Inhabern einer Park-
karte stärker zu gewichten als je-
nes nach einer durchgehenden
Velospur, die eben denAbbauvon
Parkplätzen bedingen würde.

Auf der Burgfelderstrasse oberhalb des Kannenfeldparks verlangt Pro Velo beidseitig einen durchgehenden Veloweg. Foto: Sebastian Schanzer

Nun verlangt das Gericht
Tempo 30 bei Kaphaltestelle
Teilerfolg für Velolobby Bei der Neugestaltung der Burgfelderstrasse muss das Basler
Baudepartement Anpassungen vornehmen.

«In so einer
Situation ist es
angezeigt, dass
Velofahrende
wenigstens nicht
mit Autos rechnen
müssen, diemit
Tempo 50 von
hinten kommen.»
Richter am Appellationsgericht
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Oliver Sterchi

Die gute Nachricht vorweg: Das
Kantonsspital Baselland (KSBL)
hat 2024 effizienter gewirtschaf-
tet und konnte sein Jahresergeb-
nis damit gegenüber 2023 deut-
lich verbessern. Wobei: Statt
eines Verlustes von 25 Millionen
Franken imvorletzten Jahr resul-
tierte nun «nur» ein Verlust von
knapp 7 Millionen. Dafür konnte
das öffentliche Spital seinenUm-
satz auf 460 Millionen Franken
steigern, durfte mehr Patienten
behandeln und hat zudem die
wichtigsten Führungspositionen
neu besetzt, darunter mit Lukas
Rist auch den CEO-Posten.

Die Herausforderungen blei-
ben gleichwohl gross.Daswurde
amgestrigenDonnerstagmorgen
ander Jahrespressekonferenz des
KSBL deutlich. «Das öffentliche
Spitalwesen ist definitiv keine
Goldgrube», sagte Verwaltungs-
ratspräsidentin Barbara Stae
helin. Kostspielige Investitionen
inNeubauten,unzureichendeTa-
rifstrukturen und die Teuerung
belasten die Spitalrechnungen in
derganzenSchweiz.Viele Spitäler
wirtschaften am Rand des wirt-
schaftlichenKollapses – und sind
deshalb, obschon seit 2012 for-
mell in die Selbstständigkeit ent-
lassen, auf staatliche Zuschüsse
angewiesen.

Auch das KSBL braucht zu-
sätzlicheMittel aus derKantons-
kasse, umdie Liquidität kurzfris-
tig zu sichern.DerRegierungsrat
hat beimParlament deshalb Gel-
der in der Höhe von 150 Millio-
nen Franken für ein «befristetes
Darlehen» an das Spital bean-
tragt. Zurzeit beugt sich die land-
rätliche Finanzkommission über
das Geschäft. Staehelin geht fest
davon aus, dass das Geld gespro-
chen wird. «Wir haben keinen
Plan B».

In der entsprechenden Land-
ratsvorlage wird die Finanzsitu-
ation des KSBL in relativ drasti-

schen Worten beschrieben. Ge-
mäss aktuellerLiquiditätsplanung
werde das Spital bereits ab Okto-
ber 2025 «einen Grossteil der zur
Verfügung stehenden Kreditlimi-
ten bei zwei Finanzinstituten und
die mit dem Kanton als Eigner
festgelegte Interventionsschwelle»
erreicht haben. Zur «Aufrechter-
haltung des Spitalbetriebs» brau-
che es deshalb besagtes befriste-
tes Darlehen.

Marge reicht nicht
für grosse Bauprojekte
Auf die entsprechende Frage der
BaZ,was das denn konkret bedeu-
te, antwortete die Spitalleitung

am Donnerstagmorgen zunächst
ausweichend. Auf erneute Nach-
frage erläuterte derFinanzchef ad
Interim,Till Sütterlin, dass die kri-
tische Schwelle bei zwei Monats-
lohnsummen liege.Das sind beim
KSBL rund 50Millionen Franken.
Die Berechnungen zeigen dem-
nach, dass diese Schwelle im Ok-
tober erreicht werden könnte.
«Das heisst nicht, dass wir dann
nach zweiweiterenMonaten kei-
ne Löhne mehr zahlen können»,
stellte Sütterlin klar. Schliesslich
kommen jeden Monat auch lau-
fende Einnahmen in die Kasse.
Kritisch würde es allenfalls im
ersten Halbjahr 2026. Aber eben:

Die Spitalverantwortlichen gehen
fest davon aus,dass die Politik das
Geld spricht unddie Liquidität da-
mit gesichert bleibt.

Dazu beitragen soll auch ein
sogenanntes Ergebnisverbesse-
rungsprogramm. «Wir wollen
nicht nurüberdieTarife jammern,
sondernmüssen auch nach innen
schauen,waswir als Spitalbetrieb
besser machen können», sagt
Staehelin. Sie lobte in diesemZu-
sammenhang den «grossen Ef-
fort» des ganzen Teams. Ziel sei
es, Kosteneinsparungen imÄqui-
valent von 250Vollzeitstellenvor-
zunehmen. Davon habe man im
2024 bereits 150 erreicht.Das Spi-

tal konnte damit auch den Anteil
der Personalkosten am Gesamt-
aufwand– ein zentralerFaktor für
die Wirtschaftlichkeit eines Spi-
tals – von 72 Prozent auf 68 Pro-
zent drücken.

Weitere Verzögerungen
könneman sich nicht leisten
Dem anhaltenden Spar- und
Effizienzdruck stehen indes auch
positive Entwicklungen gegen-
über. So habe sich das neu er-
öffnete ambulante Gesund-
heitszentrum in Laufen «einiges
besser entwickelt als erwar-
tet», so Staehelin. Die Spitallei-
tung präsentierte gestern zu-

dem Vorabzüge aus der aktu-
ellen Mitarbeiterbefragung, die
noch bis am Freitag läuft. Dort
zeigen verschiedene Indikatoren
klar nach oben, unter anderem
bei der Kategorie «Vertrauen in
das Management». Stagnierend
sind die Werte derweil bei «Ge-
halt & Benefits» sowie bei der
«Stressbewältigung». Gerade bei
den «Benefits» sei man um Ver-
besserungen bemüht, sagte die
Verwaltungsratspräsidentin. So
gilt die Umkleidezeit nun auch
alsArbeitszeit. Insgesamt zeigten
dieUmfragesultate, «dasswiruns
auf dem richtigenWeg befinden».

Das Topthema der nächsten
zwei Jahre wird indes die neue
Versorgungsstrategie «Gesund-
heit BL 2030», die Gesundheits-
direktor Thomi Jourdan im No-
vember vorgestellt hat. Bis Ende
Jahr will der Kanton zusammen
mit dem KSBL die Standortfrage
für einen möglichen Neubau auf
der grünenWiese klären. Im 2026
wird sich dann der Landrat und
ultimativ das Stimmvolk mit der
Grundsatzfrage beschäftigen, ob
das KSBL tatsächlich den gros-
sen Wurf wagen oder aber die
bestehenden beiden stationären
Standorte in Liestal und auf dem
Bruderholzweiterentwickeln soll.

«Wir sind in dieser Frage neu-
tral», sagte Staehelin.Wichtig sei,
dass der Entscheid in der Bevöl-
kerung breit abgestützt sei – und
dass die Politik mit der Standort-
evaluation im Zeitplan bleibe.
Weitere Verzögerungen könne
man sich nicht leisten. Staehelin
verwies auf die Jahre gekommene
Infrastruktur, die dringend mo-
dernisiert werden müsse. «Dazu
braucht es zuerst den strategi-
schenGrundsatzentscheid,wowir
überhaupt investieren sollen.»
Sollte es bei der Zweistandort-
Strategie bleiben, gibt es für den
dann nötigen Ersatzneubau auf
dem Bruderholz auch schon ei-
nen konkreten Zeitplan: Baube-
ginn im 2027, Eröffnung im 2031.

Weibeln für die Spital-Interessen: Verwaltungsratspräsidentin Barbara Staehelin und CEO Lukas Rist gestern in Liestal. Foto: Nicole Pont

KSBL unterstreicht Ruf nach staatlichen
Geldern: «Wir haben keinen Plan B»
Darlehen über 150 Millionen beantragt Ab Oktober könnte das Kantonsspital Baselland in einen Liquiditätsengpass geraten.
Die Verantwortlichen appellieren deshalb an die Politik.

Am 1. April wurde ein 21-jähri-
ger Mann in Lörrach vorläufig
festgenommen. Ihmwird vorge-
worfen, dass er nach einem
Schockanruf von einem Schwei-
zerOpfer Bargeld entgegenneh-
men wollte. Bei der Ermittlung
haben die deutsche Polizei und
die Kantonspolizei Basel-Stadt
sowie die Kriminalpolizei der
Staatsanwaltschaft Basel-Stadt
zusammengearbeitet.

Betrug durchschaut
Ersten Ermittlungen zufolge soll
eine männliche Person einen
72-jährigen, in Basel wohnhaf-
ten Mann angerufen und sich
ihm gegenüber fälschlich als
Staatsanwalt ausgegeben haben.
Dem72-Jährigen gegenüberhabe
er behauptet, dass dessen Toch-
ter in einen Verkehrsunfall mit

Todesfolge verwickelt sei und
nun eine Kaution in Höhe von
71’000 Franken zu entrichten sei.
Der Angerufene durchschaute
den Betrug, tat aber so, als ginge
er auf die Forderungen ein.
«Dank dessen Aufmerksamkeit
und eines sehr guten Zusam-
menspiels des 72-Jährigen, sei-
ner Bank und der alarmierten
Polizeibehörden in Deutschland
und der Schweiz», habe dermut-
massliche Täter bei der Überga-
be festgenommen werden kön-
nen. Der 21-Jährige hat als «Ab-
holer» fungiert.

Im Zuge der Festnahme haben
die Beamten in dessen Auto zu-
dem Schmuck und Goldmünzen
im Wert von circa 20’000 Euro
gefunden und gesichert.

Gegen den 21-Jährigen besteht
deshalb der Verdacht, am glei-

chen Tag an einem weiteren
«Schockanruf» im Landkreis
Breisgau-Hochschwarzwald be-
teiligt gewesen zu sein.

Der Tatverdächtige befindet
sich derzeit in einer Justizvoll-
zugsanstalt inUntersuchungshaft.

Gefälschte Rufnummer
Während der Schockanrufe –
eine derTelefonbetrugsmaschen
– geben sich Betrügerinnen und
Betrüger als Kriminalbeamte,
Staatsanwälte, Polizistinnen und
Polizisten oder Sicherheitsver-
antwortliche von Banken aus. Sie
teilen ihrenOpfern beispielswei-
se mit, dass ein Angehöriger in
einen tödlichenUnfall verwickelt
sei, dass ein Einbruch bevorstün-
de oder dass sie bei ihrer Bank
beinahe Opfer von falschen Ab-
buchungen geworden seien.

Die Hochdeutsch oder seit eini-
ger Zeit auch Schweizerdeutsch
sprechenden Anrufer nehmen
über eine gefälschte Rufnummer
eine Verbindung mit den poten-
ziellenOpfern auf.Auf demTele-
fondisplay erscheint eine offizi-
elle Amtsnummer, so beispiels-
weisediejenigeeinerPolizeiwache
oder einer Behörde.

Die Strafverfolgungsbehörden
erinnern daran, dass die Polizei
nie jemanden auffordert, Geld
bei einer Bank oder einem Fi-
nanzinstitut abzuheben. Sie ver-
langt auch nicht, dass man ihr
Geld oder Schmuck oder ande-
reWertgegenstände aushändigt.
Bei den geringsten Zweifeln sol-
len Betroffene den Polizeinot-
ruf wählen.

Isabelle Thommen

Wachsamer 72-Jähriger hilft Polizei
bei Festnahme von Schockanrufbetrüger
71’000-Franken-Betrug Ein 21-Jähriger wollte in Lörrach einen hohen Geldbetrag ergaunern.
Die deutsche und die Basler Polizei haben denmutmasslichen Täter geschnappt.

Für 36Millionen Franken Die Schul-
anlage Gründen soll ab Sommer
2031 voraussichtlich rückgebaut
werden.Dannwird die erweiterte
Anlage Hinterzweien betriebs
bereit sein.

Bei einemProjektwettbewerb
gingvon 29Vorschlägen die Ein-
gabe unter dem Titel «Hannes»
vom Architekturbüro Gschwind
als Sieger hervor. Der Klassen-
trakt des geplanten Erweite-
rungsbaus besteht unter ande-
rem aus Holz- und Lehmkonst-

ruktionen. Das Tragwerk der
Sporthalle wird aus statischen
Gründen mit Beton gebaut, wie
es im Communiqué heisst.

Als Massnahme gegen die
Sommerhitze imKlassenzimmer
verfügt der Bau über eine auto-
matisierte Fensterlüftung für die
Nachtauskühlung. Bei hohen
Temperaturen kann das Gebäu-
de zusätzlich über ein Erdregis-
terunterderneuenTurnhalle ge-
kühltwerden. Zudemverfügt der
Erweiterungsbau über eine Foto-
voltaikanlage auf dem Dach.

Der Pausenhof der Schule soll
teilweise entsiegelt undmitmehr
Bäumen versehen werden. Ge-
plant ist auch, die historische
Turnhalle zu einer zentralenMe-
diathek umzubauen. Zudem soll
das Foyer der Aula mit einem
neuen Lift barrierefrei erschlos-
senwerden. Um den Bau zu rea-
lisieren, beantragt die Baselbieter
Regierung dem Landrat eine
Ausgabenbewilligung von rund
36Millionen Franken. (bwi/SDA)

Baselbieter Regierung will Muttenzer
Sekundarschulen zusammenlegen

Visualisierung zur Erweiterung
für die Sekundarschulen
in Muttenz. Foto: PD


